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Ar. 239. 


Berlin, 3. April. Der König hat den bish. Oberlehrer am 
Gymnaſium in Memel Dr. Heinrich Kretſchmann zum Gymnaſial⸗ 
Direktor ernannt und dem Bureau⸗Vorſteher bei der Provinzialſteuer⸗ 
Direktion zu Po | en Herrmann bei feinem Uebertritt in den 


Amtliches. 


Ruheſtand den Charakter als Kanzlei⸗Rath verliehen 
Dem Gymnaſial⸗Direktor Dr. Kretſchmann iſt die Direktion des 
Gymnaſiums zu Strasburg in Weſtpr. übertragen, beim Gymnaſium 
in Bielefeld die Beförderung des ordentl. Lehrers Dr. Samuel Karl 
Wilhelm Michael zum Oberlehrer genehmigt, am Gymnaſium in Kaſſel 
der ord. Lehrer Dr. Uth zum Oberlehrer befördert, der Realſchul⸗ 
lehrer Dr. Karl Horſtmann in Magdeburg als Oberlehrex an das 
Gymnaſium zu Sagan und der Progymnaſial⸗Oberlehrer Dr. Hein⸗ 
rich Bockſch in Tremeſſen als Oberlehrer an das Gymna⸗ 
um zu Bromberg berufen, die Berufung des Lehrers Dr. Wil⸗ 
elm Knott von der Gewerbeſchule in Barmen zum Oberlehrer an 
der Realſchule in Mülheim am Rhein, und die Berufung des ord. 
Lehrers Hugo Endemann vom Gymnaſium in Zeitz zum Oberlehrer 
an der höheren Bürgerſchule in Celle genehmigt worden. 


— ä ͤ— 
Vom Landtage. 


37. Ditzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 3. April, 11 Uhr. Am Seck? Fürſt Bismarck, 
Fach e. en, Friedenthal, Geh. Räthe Michelly, Rötger, Hertz, Rind⸗ 


eiſch u. A. 8 ` 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung nimmt Abgeordneter 
Lasker das Wort, um dem Haufe mitzutheilen, daß der frühere 
Abgeordnete Adickes an das Präſidium ein Schreiben gerichtet 
habe, welches von Seiten des letzteren SE zugeſtellt worden ſei, da 
daſſelbe ſich auf feine bei den Verhandlungen über den Bericht der 
Eiſenbahn⸗Unterſuchungskommiſſion gehaltene Rede beziehe. In dieſem 
Schreiben erkläre Herr Adickes, daß ihm vor der Veröffentlichung 
des Unterſuchungsberichts weder mündlich noch ſchriftlich eine Nach⸗ 
richt darüber zugegangen ſei, daß die Kommiſſion ihn als Zeugen 
über das Hannover⸗Alkenbekener Eiſenbahn⸗ Unternehmen vorgeladen 
habe. Nach dem Erſcheinen des Untexſuchungsberichts habe er ſofort 
an den Abg. Lasker geſchrieben und ihm von dieſem Umſtande Kennt⸗ 
niß gegeben. Dieſe letztere Thatſache beſtätigt der Redner mit dem 
Bemerken, daß nach Maßgabe der Akten weder der Bericht noch er 
ſelbſt behauptet habe, daß Herr Adickes von der Vorladung Mitthei⸗ 
lung erhalten habe; Thatſache ſei nur, daß dieſe Vorladung dem 
damaligen Abgeordneten Adickes auf dem Wege des gewöhnlichen ge⸗ 
richtlichen In ee ſowohl nach ſeiner hieſigen Woh⸗ 
nung wie ſeinem präſumtiven Aufenthaltsort in ferner Heimath 
geſch r fenden und jedesmal der Beſcheid zurückgekommen ſei, daß 
man Herrn Adickes nicht ermitteln könne. 


Das Haus tritt hierauf in die Berathung des 27. Berichts a 


der Staatsſchulden kom miſſi on über die Verwaltung 
des Staatsſchuldenweſens im Jahre 1874. : 
Abg. Stengel macht darauf aufmerkſam, daß der Bericht eine 
Menge für die Verwaltung des Schuldenweſens prinzipiell wichtige 
Fragen berühre, und beankragt deshalb die Ueberweiſung deſſelben an 
die Budgekkommiſſton. £ X 
e Das Haus tritt dieſem Antrage bei und gebt demnächſt zur Be⸗ 
rathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Aufnahme von Wech⸗ 
felproteften über. — Die Vorlage dehnt das Recht zur Aufnahme 
von Wechſelproteften 1) im Geltungsbereich des Landrechts auf die 
Gerichsſekretäre, Bureauaffiftenten und die Aktuare, 2) in den Bezir⸗ 
ken der ? sellgerichte Sr Kiel und Wiesbaden auf die Gerichts: 
ſekretäre und 3) im Bezir des Appellgerichts Celle auf die Gerichts— 
voigte aus. R 
"ës Generaldiskuſſion, hebt Abg. Schmidt (Stettin) hervor, daß 
von verſchiedenen Seiten eine . der deutſchen Wechſelord⸗ 
nung inſofern empfohlen werde, daß auch Poſtbeamte mit der Auf⸗ 
nahme von Wechſelproteſten beauftragt werden möchten. Am Rhein 
ſei zuerſt das Bedürfniß von der kölner Handelskammer 8 
und von anderer Seite hervorgehoben, daß beſonders für das flache 
Land, wo der Notar oder der Gerichtsbeamte nur mit großen Unkoſten 
und erheblichem Zeitverfuft den Proteſt aufnehmen könne, ſich die 
Vermittelung durch Poſtbeamte empfehlen würde. Gerichtliche Inſi⸗ 
nuationen würden ja jetzt ſchon den Briefträgern übertragen und die 
1060 der ausgeführten 8 GE im deutſchen Reiche über 
9000 00. Wie koſtſpielig jetzt die Aufnahme der Wechſelproteſte fein 
kaun, beweiſt die Thatſache, daß bei einem Wechſel mit kleinerem Be⸗ 
trage die Proteſtunkoſten ſich höher ſtellen als die Summe des Wech⸗ 
CN elbſt. Bei Vermehrung der zur Proteſtgufnahme geſetzlich 1 5 
en Beamten würden ſich die Unkoſten vermindern. Er bitte deshalb 
die Staatsregierung, in Erwägung zu ziehen, ob nicht eine Verbeſſe⸗ 
We? des 8 87 der deutſchen Wechſelordnung beim Reiche zu befür⸗ 
e 2 


worten ſei. N 
Abg. Petri: Die Erfüllung des vom Vorredner geäußerten 
Wunſches kann lediglich Sache der Reichsgeſetzgebung ſein. Der 
Kernpunkt des vorliegenden Geſetzes iſt die Frage: ſollen auch Sub⸗ 
alternbeamte mit der Aufnahme von Wechſelproteſten betraut werden 
dürfen? Ich halte die Bejahung dieſer Frage für durchaus geboten 
Während im Gebiet des rheiniſchen Rechts den Suhalterubeamten 
dieſe Befugniß geſetzlich zuſteht, iſt fie zweifelhaft, im Gebiet des all⸗ 
gemeinen Landrechts und in Hannover. Im Bezirk des Appellations⸗ 
gerichts Kiel und Wiesbaden ſind zur Aufnahme von Wechſelproteſten 
allein richterliche Beamte berechtigt, wie noch neuerdings durch einen 
Beſchluß des Appellationsgerichts feſtgeſtellt worden iſt. In Folge 
deſſen hat lich dort das Bedürfniß einer derartigen Abänderung, wie 
ſie dieſer Entwurf vorſchlägt, beſonders dringend herausgeſtellt. In 
Wiesbaden, welches die erſte Inſtanz nicht allein für die Stadt, ſon⸗ 
dern auch für einen Theil des wn Landes bildet, ſind in dem 
ahre 1873 bis 1874 2019, in dem Jahre 1874 bis 1875 aber 2500 
Jechſelproteſte aufgenommen worden. Hieraus erhellt klar, in mel 
chem Maße die dortigen Richter in Folge dieſer Amtshandlungen 
ihren übrigen Geſchäften entzogen werden und wie ſehr dieſe Ge— 
ſchäfte darunter leiden müſſen. É - 
Nachdem noch die Abgg. Koewenftein und Kalle ſich 
leichfalls zu Gunſten der Geſetzesvorlage ausgeſprochen, wird Dies 
elbe unverändert angenommen. | 4 \ 
Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfs betreffend die 
Vereinigung des Herzogthums Lauenburg mit 
der preußiſchen Monarchie. Zu 8 Zu welcher die Ver⸗ 
einigung vom 1. Juli 1876 ab in Gemäßheit des Art. 2 der Verfaſ⸗ 
ſungsurkunde ausſpricht, bemerkt ee: 
Abg. Virchow: Nach Berichten, die mir ſeit der erſten Le⸗ 
ſung der Vorlage aus dem Herzogthum zugegangen ſind, iſt die 


oſene 


lauenburgiſchen Staatsbudgets, welches die 


Neun undſtebzigſter 


Dienſtag, 4. April 
(Erſcheint täglich drei Mal.) 


Stimmung in demſelben bezüglich der Annahme dieſes Geſetzes eine 
überaus getheilte. Die Vorlage mit ihren Motiven iſt erſt jetzt im 
Herzogthum bekannt geworden; man batte bis dahin gar keine Kennt⸗ 
niß, wie die Sache ſich eigentlich geſtalten werde. Es exiſtiren Stim⸗ 
men in der Bevölkerung, die, wie es ſcheint, weder der Regierung 
noch den Mitgliedern des Hauſes vollkommen bekannt find. So hatte 
ich ſelbſt früher geglaubt, daß es GE Wünſchen der Bevölkerung 
entſpreche, in der uns geläufigen Verbindung mit Schleswig⸗Holſtein 
erhalten zu bleiben. Nun er e ich aber Nachricht, daß eine ſtarke 
Strömung dort exiftirt, welche dieſe Verbindung durchaus nicht 
wünſcht, ſondern den Anſchlu an Hannover verlangt. Da ich ſelbſt 
heute noch nicht in der Lage bin, eine klare Stellung dieſer Frage 
gegenüber einzunehmen, fo wird unſere heutige Berathung für die 
dritte Leſung unmöglich ein bindendes Präjudiz ſchaffen können. Ich 
wenigſtens muß mir vorbehalten, wenn ich genauer informirt ſein 
werde, in dritter Leſung Anträge zu ſtellen, die von den heute von 
mir porgeſchlagenen abweichen. 

% „Regierungskommiſſar Geh. Rath Michelly: Der Regierung 
iſt von keiner Seite eine Mittheilung darüber zugegangen, daß in 
Lauenburg der Wunſch beſteht, mit Hannover vereinigt zu werden. 
Der Vorwurf, daß man die Lauenburger nicht binreichend über die 
Einverleibung informirt habe, iſt durchaus . Dieſe 
Bedingungen haben bereits vor einem Jahre den lauenburgiſchen 
Ständen vorgelegen und ſind dort einſtimmig angenommen. Sie ſind 
demnächſt auch durch den Druck veröffentlicht und ſo zur weiteſten 
Kenntniß des Landes gebracht worden. 

Abg. Dr. Damm aber: Durch Beſprechung mit angefehenen 
Perſonen aus Lauenburg iſt mir ae bekannt geworden, daß 
einzelne Stimmen in Lauenburg den Anſchluß an Hannover wünſchen. 
Es find dies aber ausſchließlich die Mitglieder einer prononcirt theolo⸗ 
giſchen und junkerlichen Richtung, und wenn der Abg. Virchow diefen 
Stimmen, die zudem in einer enkſchiedenen Minorität find, Rechnung 
tragen wollte, ſo würde er für Anſchauungen eintreten, die ſeinen ei⸗ 
genen diametral entgegenitehen. 

Abg. . ir haben hier einfach zu unterſuchen, ob nicht 
Gründe der äußeren Zweckmä gkeit vorliegen, welche den Anſchluß 
an Hannover rechtferkigen. Wer die Karke betrachtet, wird aber zu⸗ 
„ daß an ſich dieſe Verbindung die natitrlichere iſt. Lauen⸗ 

urg iſt auch geſchichtlich von jeher ein rein niederſächſiſches Land ge⸗ 
weſen und hat mit Schleswig⸗Holſtein keine andere Verbindung gehabt 
als die zufällige der däniſchen Hexrſchaft. ` 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): Daß die Wünſche wegen Ans 
ſchluſſes an Hannover im Herzogthum Lauenburg nicht blos verein⸗ 
zelte ſind, beweiſt das mir heute Morgen zugegangene Protokoll über 
eine in Lauenburg ſtattgefundene Volksverſammlung, worin einſtim⸗ 
mig eine Kefolution angenommen wurde, welche den Wunſch ausſpricht, 
daß Lauenburg nicht mit Schleswig⸗Holſtein, ſondern mit Hannover 


vereinigt werde. * 

Regierungskommiſſar Geh. Rath Michelly: Als geſetzlichen 
Ausdruck der Stimmung des Landes kaun die preußiſche Regierung 
nur die Beſchlüſſe der lauenhurgiſchen Stände, der Ritter⸗ und Land⸗ 
ſchaft, anerkennen und dieſe haben ſich, wie geſagt, einſtimmig für den 


Anſchluß an Schleswig⸗Holſtein ausgeſprochen. 
Abg. Miguel: We k 15 


(Lou zenn Lauenburg Theil des preußischen Staates 
geworden ſein wird, dann wird ein Vertreter Lauenburgs Mitglied 
des Abgeordnetenhauſes fein, und dann werden wir definitiv entſcheiden 
können wohin Lauenburg gehören ſoll. Zur Zeit können wir nichts 
anderes thun als dasjenige legaliſiren, was die Vertreter Lauenburgs 
ſelbſt gebilligt haben. (Zuſtimmung.) 

$ 1 wird hierauf unverändert angenommen. 

u Debatte wird $ 2 und 3 genehmigt. 

„ 8.4 beſtimmt: Die Prüfung und Dechargirung der Rechnungen 
über die Staatsverwaltung bis zum 1. Juli 1876 erfolgt nach den 
bisher geltenden Grundſätzen durch eine von Uns auf Vorſchlag des 
Miniſters für Lauenburg zu beſtellende 5 Die Prüfung 
und Dechargirung der ſpäteren Rechnungen erfolgt durch die Ober⸗ 
rechnungskammer nach Maßgabe des Geſetzes vom 27. März 1872. 
Das Staatsbudget des Herzogthums Lauenburg für das Jahr 1876 
iſt der Rechnungslegung auch für die letzten ſechs Monate dieſes 
Jahres zu Grunde zu legen. 

Hierzu beantragen die Abgg. Virchow und Lutteroth: 
1) Statt der Alinea 1 und 2 zu ſetzen: „Die Prüfung und Dechargi⸗ 
rung der Rechnungen über die Staatsverwaltung des Herzogthums 
Lauenburg. re durch die Oberrechnungskammer, und zwar in 
Bezug auf die Rechnungen bis zum 1. Juli 1876 nach den bisher 
geltenden Grundſätzen, in Bezug auf die ſpäteren Rechnungen nach 
Maßgabe des Geſetzes vom 27. März 1872.“ 2) Im Alineg 3: zwi⸗ 
ſchen „iſt“ und „der Ne einzuſchieben: „unter Streichung 
Fo 115 II. der ordentlichen Ausgaben“ (für das Staatsmini⸗ 

e rium). 

Abg. Virchow: Die von mir beantragte Streichung des Kap. 2 
der ordentlichen Ausgaben iſt die einfache Konſequenz der Annahme 
des 5 3, in welchem das Miniſterium für Lauenburg aufgehoben wird. 
Nachdem dies geſchehen, kann iren dasjenige Kapitel des 

\ ( ) Fortexiſtenz dieſes Mini⸗ 
ſteriums vorausſetzt, nicht mehr zu Recht beſtehen. Was meinen 
erſten Antrag anlangt, jo hat bisher eine Prüfung der Rechnungen 
für Lauenburg überhaupt nur im Staatsminiſterium ſtattgefunden. Der 
8 2 der Vorlage ſchafft ſomit eine ganz neue Prüfungseinrichtung. Es iſt 
gar nicht einzuſehen, warum dieſe Prüfung nicht durch die preußiſche 
Oberrechnungskammer geſchehen ſoll. Dieſe Behörde bietet uns ent⸗ 
e mehr Garantien ihrer Unparteilichkeit als eine königliche 
ad hoc eingeſetzte Kommiſſion. Die letztere wird immer einem ge⸗ 
wiſſen Mißtrauen in der Bevölkerung ausgeſetzt ſein und den Verdacht 
nicht von ſich weiſen können, daß ſie beſtimmt ſei, mancherlei zu ver⸗ 
ſchleiern. Ich kann das Haus nur dringend bitten, meine Anträge 
anzunehmen. b 

Regierungskommiſſar Geh. Rath Michelly: Der Etat für 
Lauenburg iſt durch die dortigen Stände für das laufende Jahr be 
reits feſtgeſtellt und von der Regierung unverändert angenommen 
worden. Der Antrag des Abg. Virchow würde hiernach in EH 
zweiten Theile unannehmbar jein, da er der Regierung die Möglichkeit 
nimmt, die im Kap. II. 9 Etats ausgeworfenen perſönlichen Aus⸗ 
gaben für die Beamten zu leiſten. Was die Decharge und Rechnungs⸗ 
legung bis zum 1. Juli 1876 anbetrifft, ſo erſchien es rathſam, dafür 
nach dem Vorgange bei den Annexionen von 1866 GE ein beſonderes 
Organ in Geſtalt einer königlichen Kommiſſion zu ſchaffen. Sobald 
Lauenburg einen Theil von Preußen bilden wird, wirs ja allerdings 
auch die Oberrechnungskammer einzutreten haben, nen es ſich aber 
um die Prüfung von Ausgaben einer Verwaltung handelt, die nicht 
die preußiſche iſt, und deren Grundſätze andere waren, als die preu⸗ 

iſchen; erſcheint die Oberrechnungskammer eine ſpezifiſch preußiſche 
eee, nicht dafür als das geeignete Organ. 


eilung. 
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für überflüſſig, da auch ohne denſelben die Regierung nach dem 1. Juli 
nicht das Recht haben werde, ſächliche Ausgaben zu machen. . 
Abg. Dr. Virchow erkennt dies an und zieht deshalb de 
zweiten Theil ſeines Antrages unter der Vorausſetzung zurück, 
Wide obige Auffaſſung weder vom Regierungstiſch, noch vom Ha 
Widerſpruch erhoben werde. e 
„Abg. Windthorſt (Bielefeld) weiſt darauf hin, daß ein ge 
wiſſer Zug von Mißtrauen durch die Bevölkerung gehe, als ob nie 
alles in den Rechnungen unter der bisherigen Verwaltun geſtimm 
habe. Es könne deshalb nur im Intereſſe der Regierung Deet e 
der Stände liegen, daß dieſer Verdacht, der ſich ja in einer Bevölke⸗ 
rung nur zu leicht bilde, durch eine genaue Reviſion entkräftet wer 
wie ſie die Prüfung durch die Oberrechnungskammer garantire. 
Geheimrath Michel ly entgegnet, die Verwaltung der (Ging 
men und Ausgaben des Herzogthums ſei Ga lediglich auf Gru 
von Verfügungen und Genehmigungen des Miniſters für Lauenburg 
erfolgt, die doch unmöglich einer Reviſion durch die preußiſche Ober? 
rechnungskammer unterzogen werden könnten. KSC 
84 wird hierauf mit dem Antrag Virchow (ſoweit derſelbe 
nicht zurückgezogen) ange nommen, ebenſo wird $ 5, wonach das 
Herzogthum in Bezug auf die ſtaatliche Verwaltung der 


rov 


Schleswig zugetheilt werden ſoll, ohne Diskuſſion mik dem Amend 
ment Windthorſt (Bielefeld) genehmigt, welches dieſe Zuertheilung a 


eine nur „vorläufige“ hinſtellt. 

6 beſtimmt: Das Herzogthum bildet einen beſonderen I 
1 Kreis unter der Benennung: „Kreis Herzogthum La 
burg. dr 
Die Abgeordneten Dr. Virchow und Lutteroth beg 
GN ftatt dieſer Bezeichnung zu ſetzen: „Kreis Lauenburg an d 
Elbe 


Abg. Lutteroth empfiehlt dieſen Antrag mit dem Hinweis 
darauf, daß die Benennung des künftigen Kreiſes dem gewöhnliche 
Gebrauche völlig widerſpreche. Nach der Annexion von 1866 babe 
man auch nicht die Benennung „Provinz Königreich Hannover“ g 
wählt, und es liege kein Grund vor, Lauenburg in dieſer Bezieh 
eine Ausnahmeſtellung zu geben, beſonders da die Geſchichte Di 
Landes durchaus nicht derartig ſei, um ein Gewicht auf die Be 
Each der Bezeichnung als Herzogthum legen zu mü en. Das Lan 


abe häufig als Kompenſationsobjekt gedient und es ſei in manchen 
Schichten der Bevölkerung durch die fortwährenden Dynaſtiewechſel 
eine gewiſſe Deprovation eingetreten. Durch die Gleichſtellung mit 
anderen Provinzen — auch in Bezug auf den Namen — werde ma 
dahin wirken können, die Lauenburger zu guten Bürgern des preuf 
ſchen Staates zu machen. ; 
Regierungskommiſſar Geheimrath Michel ly erklärt, daß die 
nennung „Herzogthum Lauenburg“ gewählt jet einestheils, um V 
wechſelungen mik dem Kreis Lauenburg in Hinterpommern zu bern 
den, anderntheils aus geſchichtlichen Gründen. d 5 
Abg. Graf v. Limburg⸗Stirum bittet den Virchow'ſche⸗ 
Antrag abzulehnen, weil derſelbe eine gewiſſe Unfreundlichkeit gegen die 
Einwohner Lauenburgs zur Schau trage, welche die erſten geweſen, 
die ſich rückhaltlos und gern an Preußen angeſchloſſen. 75 


Ab 


fändi 
ſtän dl 


Abg. 


die au 
will i 


S großen Majorität, die ihnen abgeneigt ift, ausgeliefert zu werden, 
f no 


ch in höherem Maße begreifen. Daß die Provinz Schleswig⸗ 
olſtein, die an 1 nicht groß N — wenigſtens an Einwohner ahl 
ch Wille iich ar uchen, begreife ich, und wenn dieſem Vedürfaiß 
er Wille, ſich arrondiren zu laſſen, von Seiten der Lauenburger ent⸗ 
egenkommt, jo würde es für die Regierung ja nur erwünſcht ſein, und 
E uns läge dann gar kein Grund vor, dieſer Sache zu widerſprechen. 
lber es iſt gegen dieſen Annex bei den Lauenburgern unzweifelhaft 
eine Abneigung vorhanden, vielleicht ſchwindet ſie in dieſem engeren 
provinziellen Verbande, wenn ſie die 1 olſteiner näher ken⸗ 
nen lernen. Dann werden fie ihnen vielleicht ebenswürdiger als bei 
der bisherigen Abſpexrung erſcheinen, — uns wenigſtens iſt es ja auch 
— Se Cé Ki die Schleswig⸗Holſteiner gewinnen bei näherer Be⸗ 
anntſchaft. 
rung der Provinzialordnung in Schleswig⸗Holſtein und in Hannover, 
es wird doch jedenfalls noch Jahr und Tag darüber vergehen, und 
dann können wir doch wieder mit den läuenhurgiſchen Vertretern, 
mögen es nun die Stände oder die lauenburgiſchen Kreis⸗Vertreter 
ſein, reden, und der Geſetzgeber kann dann immer noch beſchließen, 
was ihm unabweislich ſcheint. Wenn ſich nun Fee die 
Lauenburger weſentlich lieber in dem Provinzial⸗Verbande mit Hans 
nover wären, namentlich, wenn die feſte Eiſenbahnbrücke bei der 
Stadt, Lauenburg hergeſtellt ſein wird, als mit dem von Schleswig⸗ 
Holſtein, ſo würde zwar das lokale Unbequemlichkeiten haben aber 
die Zuſammengehörigkeit iſt ja Jahrhunderte lang eine althergebrachte 
geweſen und die probinztellen Rechte ind dieſelben, und e kann 
mir daher wohl denken, daß ſich dafür im Sinne der Lauen⸗ 
burger ſehr viel anführen ließe; und wenn ſie die Gewiß⸗ 
heit gehabt hätten, ihr kleines Gemeinweſen für ſich zu ergänzen, 
und ihnen die Wahl geſtellt worden wäre, für eine der beiden Pro⸗ 
vinzen müßt ihr euch jetzt gleich entſcheiden, für Schleswig⸗Holſtein 
oder Hannover — fo vermuthe ich, daß die Mehrheit des Landes, daß 
diejenige EE des Landes, die an Vollsverfammlungen nicht 
Theil nimmt (Heiterkeit), ſich für den Anſchluß an Hannover erklärt 
oben würde. Alſo ich möchte vorſchlagen: Laſſen Sie es einftweilen 
ei dem, wie es jetzt iſt, während bei einer Aenderung es doch noth⸗ 
wendig wird, daß wir in Here der e mit den lauenburgiſchen 
Ständen darüber eintreten, oh ſie der Aenderung freiwillig beitreten 
oder nicht. Die lauenburgiſchen Landſtände nun ſchon heute ganz 


und ausſchließlich der Autorität der preußiſchen Geſetzgebung zu unter⸗ 


werfen, dieſen Anſpruch werden Sie nicht erheben, und es wäre un⸗ 
billig gehandelt gegen ein kleines und ſchwaches Land, was mit Ihnen 
paktirt. Alſo le Sie diefe Frage bis zur Einführung der Provin⸗ 
ziglordnung in Schleswig⸗Holſtein reſp. in Hannover. Warten wir 
ab, was dann die Landſtände oder die Kreisordnung von Lauenburg 
dazu ſagt. Sie find dann in Bezug auf die Geſetzgebung ebenſo To: 
verän, wie Sie es heute ſind, oder beſſer geſagt, wie Sie es Lauen⸗ 
burg 1 heute noch nicht vollkommen ſind. 

Abg. Ham macher beantragt, hinter das Wort „Herzogthum“ 
einzuſchalten „vorläufig.“ f } 

Abg. Vier cho w zieht in Folge deſſen feinen Antrag zurück. 

Abg. Miquel kann ſich mit dem Antrage Hammacher ebenſo⸗ 
wenig einverſtanden erklären, wie mit dem Antrage Virchow, da die 
Bedenken gegen beide dieſelben ſind. Die RE garantirten 
kommunalſtändiſchen Rechte des Herzogthums dürfen nicht nur vor⸗ 
läufig gaxantirt werden, ſondern es müſſen etwaige Maßregeln 
über den Anſchluß an einen provinzialſtändiſchen Verband der ſpä⸗ 
RES Einſicht der Kreisvertretung des Kreiſes Lauenburg überlaſſen 

eiben. 

Abg. Virchow beantragt für 6 7 folgende Faſſung: „Der 
Anschluß des Herzogthums an eine der preußiſchen Provinzen wird 
durch künftiges Geſetz geregelt werden,“ und begründet ſeinen Antrag 
damit, daß er zwar das vermögensrechtliche nn Lauenburgs 
ür res judicata halte, daß es aber der Würde reußens nicht ent⸗ 
preche, mit Lauenburg als Staat zu Staat zu ver andeln und auch 
ür die Zukunft an das Gutachten der dortigen Ritter- und Land⸗ 
chaft gebunden zu fein. 8 

Wan ſterpräſtdent Fürſt Bismarck: Der Vorredner hat zu Gun⸗ 
ſten der Annahme ſeines Antrages eine Beſorgniß bezüglich der Zu⸗ 
kunft geäußert, die ich nicht theile. Ich glaube nicht, daß auf Seiten 
des Herzogthums Lauenburg oder der Regierung irgend Jemand der 
Anſicht ſein kann, daß nach dem 1. Juli die preußiſchen Ge etzgeber 
nicht in Bezug auf den Kreis Lauenburg ebenſogut wie auf jeden an⸗ 


deren Kreis ſouverän ſein würden. Es gehört dann eben nur, um 


eine jetzt geſetzlich feſtſtehende Poſition zu ändern, dazu, daß die drei 
Faktoren 7 Geſetzgebung ſich einigen. Ich möchte alſo blen, ſich 
durch die Beſorgniß, daß die Souveränetät der Geſetzgebung im preu⸗ 
ßiſchen Staate in Zukunft beſchränkt ſein könnte, nicht davon abhalten 
u laſſen, den Antrag des Vorredners abzulehnen. Nur jetzt, in dieſem 
ugenbli unterliegt Lauenburg der Souveränetät der preußiſchen 
Geſetzgebung noch nicht unbedingt, jetzt paktirt Lauenburg noch mit 
Preußen, und warum das unwürdig fein ſollte, das kann ich, ſo klein 
das Herzogthum ift, doch nicht einſehen. Preußen hat ſchon mit viel 
kleineren Leuten Verträge abgeſchloſſen wie Lauenburg iſt. (Heiterkeit) 
Den Unterſchied der u fofung des Vorredners und der meinigen hat 
er felbft ſcharf hervorgehoben, indem er fagte, es ſolle hier heut ſchon 
eſetzlich feſtgeſtellt werden, daß eine Regelung nach einer beſtimmten 
Hlchtung hin eintreten müſſe. Dieſes „müſſe“ möchte ich heute noch 
nicht auferlegen. Ich glaube, daß in Zukunft der Vertreter Lauen⸗ 
burgs vielleicht ſelbſt in dem Sinne, wie es der Abg. Miquel äußerte, 
einſehen wird, daß für ſolche Einrichtungen die Herſtellung größerer 
Provinzialverbände nützlich iſt und daß es ſich empfiehlt, unter ge⸗ 
wiſſen Bedingungen, welche dann freiwillig zu paktixen find, einem 
olchen Verbande ſich anzuſchließen oder durch das Geſetz ſich anſchlie⸗ 
en zu laſſen. Ich bitte die beiden Anträge abzulehnen, um. nicht ſchon 
eute das Geſetz dahin zu präjudiziren, daß zu einer ſpäteren Ent⸗ 
cheidung ein eigentliches Geſetz nothwendig iſt, ſondern nur die Aus⸗ 
ihrung eines jetzt ſchon, ehe Lauenburg zu Preußen gehört, zu geben⸗ 
en Geſetzes; im 1 aber das Vertrauen zu haben, daß es 
ſchwerlich eine ſtaatsrechtliche Theorie auf Seiten der kgl. Regierung 
eben kann, die nach der Einverleibung, wenn ſie am 1. Juli dieſes 
Jahres erfolgt, die Anwendung der Souveränetät der preußiſchen 
Ge eggebun auf den Kreis Lauenburg in Frage ſtellt. Gem 
Abg. Mane; Der Antrag Virchow iſt mir nicht vollſtändig 
klar. In unſerer geſetzgeberiſchen Sprache verſtehen wir unter Provinz 
die ftaatliche Begrenzung, ſonſt reden wir von kommunal⸗ oder pro⸗ 
vinzialſtändiſcher Verwaltung. Meint der Antrag Virchow das erſtere 
Verhältniß jo iſt das ſchon in § 5 geregelt, meint er aber letzteres, 
o ſtehen wir vor der kritiſchen Alterngtive, entweder dem Herzogthum 
auenburg eine neue Provinzialdotation zu bewilligen, es gewiſſer⸗ 
maßen doppelt zu dotiren, oder durch einen wee g Rechtsbruch 
das vertragsmäßig dem Herzogthum für feine Zwecke gewährte Do⸗ 
manialvermögen als Einwurf der Provinz, der es angeſchloſſen wird, 
zu überweiſen. Redner befürwortet daher die unveränderte Annahme 
der Negierungsvorlage. SE 
Abg. Virchow beantragt in feinem letzten Antrage ſtatt: „an 
eine der preußiſchen Provinzen“ zu ſetzen: „an einen provinzialſtän⸗ 
diſchen Verband“. 0 
Abg. Hammacher: Der Abg. Miquel bat den Willen des 
Geſetzes nicht ganz genau gefaßt. Aus den Motiven geht klar hervor, 
daß in Zukunft die preußiſche Geſetzgebung freie Hand behält, Lauen⸗ 
burg an eine preußiſche Provinz anzulehnen und man kann ſich ſehr 
gut denken, daß der Kreis Lauenburg innerhalb dieſer Provinz mit 
eigener Vermögensverwaltung beſtehen kann, da wir ja dergleichen 
lk in den alten Provinzen bereits haben. Ein Nechtsbruch 
iſt deshalb dazu nicht erforderlich und der diesbezügliche Angriff des 
Abg. Miguel gegen meinen Antrag unbegründet. Uebrigens iſt der 
§ 7 im Geſetze ganz und gar entbehrlich, denn wenn Alles in dem⸗ 
ſelben ſtehen ſoll, was nicht auf daſſelbe Bezug hat, ſo würde es ein 
anzes Kompendium ausmachen. Will man den Paragraphen nicht 
eiche, ſondern den Text der Regierungsvorlage zur Grundlage der 
Berathung machen, ſo halte ich mein Amendement für eine Ver⸗ 
beſſerung, Ich beantrage alſo Streichung des $7 eventuell Annahme 
meines Amendements. 


Fürſt Bismarck: Ich möchte im Namen der königlichen Regie⸗ 


(Große Heiterkeit). Warten wir doch ab bis zur Einfüh⸗ 


rung die Bitte an Sie richten, den Paragrap en doch nicht zu ſtrei⸗ 


chen, ſondern ihn fo anzunehmen, wie er daſteht, indem wir ſonſt 
unſererſeits in die Lage kommen, dieſen Text, auf den von Lauenburg 
ein erheblicher ZE gelegt wird, noch einmal mit den lauenburgi⸗ 
chen Ständen zu beſprechen. Es iſt das vielleicht unweſentlich. Es 
äßt ſich juriſtiſch ja Manches dafür ſagen, daß dieſer Theil auch feh⸗ 
len könnte, obſchon ich dann nicht weiß, was man dann nicht alles 
aus den erſten Zeilen von $ 5 mit gutem Willen würde weduziren 
können. Für die Lanenburger dient dieſer Paragraph jedenfalls zu 
einer großen Beruhigung, und wenn er geſtrichen werden ſollte, 0 
würde es für die dortige Auffaſſung beſſer geweſen ſein, er hätte gar 
nicht im Entwurf geſtanden. In dem Streichen wird man eine Ab⸗ 
ſicht von der Art, wie ſie von lauenburgiſcher Seite vorgeſtellt wer⸗ 
den könnte, wohl nicht verkennen können. } f 

Darauf wird die Diskuſſion geſchloſſen, die Anträge Virchow 
und Hammacher werden abgelehnt und der Paragraph unver⸗ 
ändert nach der Regierungsvorlage angenommen. 5 
88 lautet: „Der lauenburgiſche Landeskommunalverband bildet 
in berge gegenwärtigen Begrenzung und unter Beibehaltung ſeiner 
bisherigen Benennung einen beſonderen kreisſtändiſchen Verband mit 
den Rechten einer 5 und wird als ſolcher bis auf Weiteres 
von der Ritter⸗ und Landſchaft des Herzogthums Lauenburg in ihrer 
bisherigen Gorete vertreten. Der Ritter» und Landſchaft 
werden die Obliegenheiten, Geſchäfte und Befugniſſe Deen welche 
die Verordnung vom 22. September 1867 in den 89 7 bis 10 den 
Kreisſtänden zuweiſt, mit den Maßgaben, daß 1) bei Errichtung von 
Kreis⸗Statuten die Anhörung des Provinziallandtages nicht erforder» 
lich ift, und 2) die Verwaltung des Vermögens des Landeskommunal⸗ 
Verbandes nicht von dem Landrathe, ſondern bis auf Weiteres nach 
den 88 13 und folgenden des Geſetzes, betreffend die Uebertragung der 
Verwaltung des Ane e und der aus demſelben zu un⸗ 
terhaltenden Landesanſtalten auf den Landeskommunalverband, ſowie 
die anderweitige Einrichtung der ſtändiſchen Verwaltung, vom 7. De⸗ 
zember 1872 von dem Erblandmarſchalle und dem Landſchaftskollegium 
Gw wird. Außerdem ift die Ritter⸗ und Landſchaft bernfen, Über 

ie Einführung, Abänderung oder Aufhebung von Geſetzen, welche 
den Kreis ausſchließlich Ca e ihr Gutachten abzugeben, ſowie im 
beionderen, Intereſſe des Kreiſes Bitten und Beſchwerden an die 
Staatsregierung zu richten.“ 5 

Hierzu beantragt Abg. Hammacher, im erſten Alinea ſtatt 
„bis auf Weiteres“ zu ſetzen: „bis zur anderweitigen geſetzlichen Re⸗ 
gelung, längſtens jedoch bis zum 1. März 1878”. 3 

Die Abgg. Virchow und Lutterot A beantragen, im letzten 
Alinea hinter Gutachten“ hinzuzufügen: „falls es von der Staats⸗ 
regie erfordert wird“. 0 4 : 98 

Nachdem die Antragſteller ihre Anträge begründet, erklärt ſich 
Geh. Rath Michelly mit dem Antrag Hammacher einverſtanden, 
dagegen proteſtirt er gegen den lu Virchow, da die Regierung 
geneigt iſt, der lauenburgiſchen Ritterſchaft das lebhaft begehrte Recht 
zuzuſtehen, obligatoriſch in den eigenen Angelegenheiten Lauenburgs 
gehört zu werden. d ß 

lbg. Miguel befürwortet den Antrag Virchow, da es ihm un⸗ 
thunlich erſcheint, Lauenburg auch nach der Einverleibung in Preußen 
Mulde ch Privilegien vor den übrigen Provinzen bei der Geſetzgebung 
zuzugeſtehen. 

1 SEN Bismarck: Ich will mit dem Vorredner Abg. Miquel 
mich auf dem Gebiete der u Leden bung nicht meſſen; aber, ſo viel ich 
mich erinnere, wird E für Lauenburg, jo lange es ein gewiſſes Maß 
von provinzieller Selbſtſtändigkeit behält, doch nichts anderes in Anz 
ſpruch genommen, als für alle anderen preußiſchen Provinzen, nämlich 
daß, wo in Zon auf die Geſetzgebung die Intereſſen einer Provinz 
allein in Harde ommen, ein Gutachten der Provinzialſtände vorher 
eingeholt wird; und mich dünkt, wir könnten, ohne ein norum im 
preußiſchen Recht einzuführen, auch a dieſes vertragsmäßige Abkom⸗ 
men ſehr wohl dieſem neu zu erwerbenden Landestheil auch ein ana⸗ 
loges Recht geben, was für die lauenburgiſchen Stände der Ausdruck 
geweſen iſt, die Einverleibung in Einklang zu bringen mit den Ver⸗ 
pflichtungen, die ihnen bei der Uebernahme des Landes von unſerer 
Seite gegeben ſind in Bezug auf die lauenburgiſche BP Nec Lach 
der Verfaſſung haben die lauenburgiſchen Stände das Recht, über 
alle Geſetzesvorlagen, mit einer einzigen Ausnahme, gehört zu wer⸗ 
den, und die Konkinuität dieſes Rechts in den preußiſchen Staat mit 
Wunſch an men bei . des Inkorporations⸗Vertrages iſt ein 
Wunſch, auf deſſen Berückſichtigung die lauenburgiſchen Stände einen 
hohen Werth gelegt haben. Sie können ja nachher, wenn das Land 
einverleibt iſt und alle preußiſchen Geſetze eingeführt ſind, alles das⸗ 
jenige thun, was die Beſtimmungen dieſes Geſetzes mit der preußiſchen 
erer ung in Uebereinſtimmung bringt. a 

g. Miguel erinnert darauf an den $ 34 der Propinzial⸗ 
ordnung, worin es 9 05 „Der Provinzialausſchuß ſoll ſein Gutach⸗ 
ten abgeben über Angelegenheiten, welche ihm zu dem Ende von der 
Staatsregierung überwieſen werden.“ Redner iſt nicht gegen eine 
akultative Anhörung der Ritter⸗ und Landſchaft von Lauenburg, nur 
oll die preußiſche Geſetzgebung nicht durch dieſes Gutachten gebunden 
ein und gelegentlich auch einmal ohne daſſelbe eine Maßregel für 
Lauenburg beſchließen dürfen. E 

Geh. Rath Michelly erwähnt, daß der Wortlaut der Regie⸗ 
e Inge ſich wörtlich in der Landesordnung für Hohenzollern 
inde. 

Abg. Lasker weiſt dagegen darauf hin, daß Lauenburg in Zu⸗ 
kunft wohl ein kommunalſtändiſcher Verband, aber nicht eine Provinz 
ſein wird wie Hohenzollern, 5 g 

$8 wird darauf mit den Anträgen Hammacher und Virchow 
angenommen; darauf werden die Se 9 bis 11 incl. (Verwaltungs⸗ 
maßregeln für Lauenburg) unverändert genehmigt. 

5. 12 lautet: „Für die vermögensrechtlichen Verhältniſſe zwiſchen 
Preußen und Lauenburg iſt der Sek Geſetze angeſchloſſene Vertrag 
vom 15. März 1876 maßgebend, welcher hiermit genehmigt wird.“ 

Abg. Virchow beantragt die Verweiſung des Paragraphen nebſt 
dem dazu gehörigen Vertrage an die Budgetkommiſſion, da alle be: 
treffenden Einzelheiten nicht genügend bekannt ſeien. 5 

Geh. Rath Michelly. macht dagegen geltend, daß in den Mo⸗ 

tiven zum Geſetze alle Details mit Ausnahme der leicht zu beſchaffen⸗ 
den in der Vorlage zitirten Geſetze genügend erörtert ſeien. 
KA? Virchop erklärt, daß er zwar die bezüglichen Geſetze be⸗ 
ſitze, daß er aber nicht überſehen könne, wie groß die dem Kommunal⸗ 
verbande EEN auferlegten Verpflichtungen ſeien und ob derſelbe 
nicht vielleicht überbürdet fer, namentlich durch die Grundſteuer. 

„Geh. Rath Michelly entgegnet, daß die Grundſteuerfrage be 
reits durch die lauenburgiſche Geſetzgebung geregelt ſei. Bei der 
Penn eines Staatsvertrages könne dieſe Regelung nicht alterirt 
werden. 

Abg. v. Kardorff iſt ebenfalls der Anſicht, daß hier eine ſpe⸗ 
ziell Gate Angelegenheit vorliege, welche der Entſcheidung 
der dortigen Stände anheimgeſtellt werden müf e. 

Nachdem Abg. Virchow nochmals ſeine Bedenken aus den Mo⸗ 

tiven der Vorlage begründet, wird der Antrag Virchow abgelehnt 
und $ 12 unverändert angenommen. 
9 13 lautet: „Bezüglich der Penſionsanſprüche der Staatsbe⸗ 
beamten des Herzogthums und ihrer Angehörigen wird durch die 
Einverleibung Nichts geändert. Das Gleiche gilt von den Rechts⸗ 
verhältniffen der bereits auf Wartegeld ſtehenden Beamten mit der 
Maßgabe, daß eine anderweitige Anſtellung oder Verwendung ber: 
2 e preüßiſchen Staatsdienſte nur mit ihrer Zuſtimmung er⸗ 
olgen darf. S : GE 

Die Richter des Herzogthums verbleiben in ihren Aemtern und 
im Genuſſe ihres bisherigen Dienſteinkommens. 

Die übrigen aktiven Staatsbeamten ſind verpflichtet, unter Be⸗ 
laſſung ihres bisherigen Dienſteinkommens und gegen Vergütung der 
Koſten eines etwaigen Umzuges ſich auch in einem anderen, ihrer Be⸗ 
rufsbildung und ihrem Rangverhältniſſe entſprechenden preußiſchen 
Staatsamte verwenden zu laſſen. RR 

Inſoweit ihre Verwendung im preußiſchen Staatsdienſte nicht 
erfolgt, wird ihnen ein nach dem 8 26 des Geſetzes, betr. die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Reichsbeamten, vom 31. März 1873, zu bemeſſendes 


Wartegeld gewährt, wobei der cake den 


? 


d u mit dem für 
H Lol geltenden Durchſchnittsſatze dem Gehalte zugerech⸗ 
net wird. 
Diejenigen Beamten, welche gleichzeitig im lauenburgiſchen und 
im Waren Staatsdienſte angeſtellt ſind, treten bezüglich ihres 
lauenburgiſchen Amtes, wenn zk in Folge der Einverleibung 
in Wegfall kommt, in den Ruheſtand und behalten drei Viertheile 
ihres vom lauenburgiſchen Staate bezogenen Dienſteinkommens als 
lebenslängliche Penſion.“ 8 

Abg. Virchow begündet feinen Antrag auf Streichung des Alinea 
5 damit, daß es ſich hier nur um kommi a beſchäftigte preußiſche 
Staatsbeamte handle, welche durch die Aufhebung der lauenburgiſchen 
Spezialverwaltung thatſächlich keine Einbuße erlitten. 

Geh. Rath Michelly Paar: daß es fich hier nicht nur um 
Miniſterial⸗, ſondern auch um Kommunale und Provinzial⸗Beamte, 
z. B. um Baubeamte handele, deren in lauenburgiſchen Staatsdienſten 
GE Rechte ohne Rechtsverletzung nicht alterirt werden 

rften. 

Darauf wird das Amendement Virchow abgelehnt, die 88 13 
und 14 und damit das Geſetz im Ganzen angenommen. 

Schluß 2% eee Nächſte Sitzung: Mittwoch 1 Uhr. (Dritte 
Berathung der Geſetzentwürfe, betr. Aufnahme von Wechſelproteſten 
und die Einverleibung Lauenburgs; erſte und zweite Berathung des 
Vertrages zwiſchen Preußen, Oldenburg und Bremen über die Schiff⸗ 
ahrtszeichen an der Unterweſer und des Geſetzentwurfs, betr. die 
ele 155 Lehnsverbandes in Weſtfalen; Berichte der Budget⸗ 
ommiſſion. 


Tarlamentariſche Nachrichten. 


*Die e ee e eee e erledigte am 
1. d. M. die zweite Leſung des Geſetzentwurfes, betreffend die evan⸗ 
geliſche Kirchenverfaſſung. Nach einer kurzen Dehatte, bei welcher ſich 
die Abgeordneten von Saucken⸗Taxputſchen und Knörcke gegen das 
Synodalgeſetz erklärten, wurde Artikel 1. mit einer kleinen redaktio⸗ 
nellen Veränderung angenommen. Die Paragraphen 2 bis 7 gaben 
keine Veranlaſſung zu einer weiteren Diskuſſion und wurden lediglich 
nach den erſten Beſchlüſſen der Kommiſſion genehmigt. Bei Artikel 8, 
betreffend die Beſteuerungsfrage für Berlin, wiederholten ſich zum gro⸗ 
en 3 ei die a ae Der Abgeordnete Klotz wollte unter 
Streichung von Nr. 9 ſub 2 die bezüglichen Beſtimmungen dahin zu⸗ 
ſammenfaſſen, daß in dem Regulativ den vereinigten Kreisſynoden 
von Berlin nur das Recht beigelegt werden ſollte „allgemeine Umla⸗ 
gen auszuſchreiben behufs Radek für die aufzuhebenden Stolgebühren 
und zur Gewährung von Beihilfen an ärmere Gemeinden zur Befrie⸗ 
digung dringender kirchlicher EI Dieſer Vorſchlag aber er⸗ 
hielt die Zuſtimmung der Majorität eben fo wenig, wie derjenige An⸗ : 
trag Virchows, „ den Beſteuerungsſatz auf a ent rale 
wollte. SC E gelangte ein fen n ET ehrenpfennig zu 
Nr. 6 zur Annahme ſolche Beihilfen nur zu gewähren, ſoweit die Kir⸗ 
&entaffen der Gemeinden den Ausfall nicht decken können.“ Gegen den 
Schlußpaſſus des Artikels „die KC von Anleihen ift unterſagt“, 
wurde auf's Neue Widerſpruch erhoben, jedoch entſchied ſich die Kom⸗ 
miſſion für ſeine Beibehaltung. Die Artikel 9, 10 und 11 wurden 
ohne Weiteres unverändert genehmigt, während der Abſatz 3 und 4 in 
Paragraph 12 zu längeren Erörterungen führte. Schließlich wurde 
an dieſer Stelle ein Antrag Wehrenpfennig’8 mit 10 gegen 
9 Stimmen eingefügt: „Widerſpricht ein Kirchengeſetz oder eine fire 
liche Verordnung einem Staatsgeſetze, ſo iſt der Widerspruch auf An⸗ 
trag des Staatsminiſteriums durch königliche Verordnung zu beſeiti⸗ 
en.“ Den Zuſatz, die Verordnung dem nächſten Landtage zur ver⸗ 
elke e Genehmigung vorzulegen, ließ man alsdann fallen. 
rtikel 13 und 14 wurden unverändert angenommen, dagegen erhielt 
Art. 14 a., über den ſich wieder eine lebhafte Diskuſſion entſpann, fol⸗ 
elde in den beiden letzten Abſätzen weſentlich nach Virchow's Vor⸗ 
chlägen angenommene 7 jaffung: „Die Geſammtſumme der auf Grund 
der Art. 9 Nr. 3 und Art. 1: Nr. 2 beſchloſſenen Umlagen für pro⸗ 
vinzielle und landesgeſetzliche Zwecke darf 4 Prozent der Geſammk⸗ 
ſumme der Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer der zur evangeliſchen Lan⸗ 
deskirche gehörigen Bevölkerung nicht überſteigen. Wie viel von den 
innerhalb dieſer Grenzen zuläſſigen Umlagen durch die Provinzialſyno⸗ 
den und wie viel durch die Generalſynode ausgeſchrieben werden SC 
wird durch landeskirchliches Geſetz beſtimmt. Kirchengeſetze, welche bie: 
ſen Prozentſatz überſchreiten, bedürfen der Beſtätigung durch das 
Staatsgeſetz. Daſſelbe gilt, wenn Kircheugeſetze die Belastung der 
Gemeinde zu Gemeindezwecken anordnen oder zur Folge haben. Auf 
die Stadtſynode Berlin dürfen keine provinziellen Umlagen aus a rie⸗ 


ben werden.“ Die Art. 15 bis 20 wurden nach den früheren Beſchlüf⸗ 
ſen aufrecht erhalten, wogegen zu $ 21 Nr. 7 ein Zuſatzantrag 
Wehrenpfennig's beſchloſſen wurde, dahin lautend: „Dieſe Mitwir⸗ 


kung — welche die Staatsbehörden bei Beſetzung kirchenregimentlicher 
Aemtex behalten ſollen — bleibt in dem bisherigen Wasa bestehen 
Insbeſondere hat die Anſtellung der Mitglieder kirchenxegimentlicher 
Aemter unter Gegenzeichnung des Miniſters der geiſtlichen Ange⸗ 
legenheiten zu erfolgen.“ Für das hierzu geftellte Amendement 
Virchow's, eine Mitwirkung kirchlicher Organe bei der Anſtellung von 
Profeſſoren der evangeliſch⸗lheologiſchen Fakultäten und von Direkto⸗ 
ren der Schullehrer⸗Seminare findet fernerhin nicht ſtatt“, konnte die 
Majorität nicht erreicht werden. Nachdem die 88 22—25 ohne Aen⸗ 
Ee SEH t. worden, wies bei Artikel 26 der Abg. Virchow noch 
einmalohin auf ſeinen Antrag, für die aus der Landeskirche austre⸗ 
tenden Mitglieder einer Kirchengemeinde ſchon jetzt aktuelles Recht zu 
ſchaffen in Betreff ihrer Antheilnahme an dem kirchlichen Vermögen, 
und beleuchtete aufs Neue die Entgegnungen, welche man aus der 
Kommiſſion und regierungsſeitig dagegen bei der erſten Leſung vor⸗ 
gebracht hatte. Er hob hervor, wie es weder recht noch weiſe ſei, hier 
eine Zwangs⸗ und Nothlage herzuſtellen und in der evangeliſchen 
Kirche das zu verſagen, was man bei der katholiſchen gewährt hätte. 
Die Maforität der Kommiſſion vermochte ſich jedoch nicht für den 
Antrag zu entſcheiden, und ſo fiel derſelbe. Bei der Schlußabſtim⸗ 
mung über das ganze Synodalgeſetz potirten 10 Stimmen für daſſelbe 

und nur die Mitglieder der Fortſchrittspartei und des Zentrums, zu⸗ | 
ſammen 7 Stimmen, lehnten es ab. 


Brief- und Zeitungsberichte. 

Berlin. 3. April. | 

— Ueber das Vorgehen der europäiſchen Seemächte gegen 
das Piratenthum in China wird anſcheinend offiziös der 

„W.⸗Z.“ geſchrieben: : 


Mächten projektirten bewaffneten Intervention in den Angelegenheiten 
eines überſeeiſchen Staates. Von großer Bedeutung für ble Zutun 
Zentralaſiens kann das von Bismarck bewirkte Zuſammengehen Ru 


Wreſchen um die Konzeſſion als Fleiſchbeſchauer beworben hat. 


lands und Großbritanniens in China werden, da das Einverſtändniß 
der beiden Mächte in Oſtaſien ei auch auf Zentralaſien Alete 


laſſen dürfte. Ueber die Art des Vorgehens der Mächte verlautet, 
daß man zuerſt die chineſiſche Re gc in einer Kollektivnote out: 
fordern wird, dem Handel in ihren Gewäſſern mit eigenen Kräften 
den nöthigen Schutz zu gewähren. Sollte ſie dazu nicht die nöthigen 
Mittel beſitzen, jo wird man ihr eine ausreichende Unterſtützung an⸗ 


bieten. Erſt im deb chin alle wird man ſich TE, ganz 
ohne Mitwirkung der chineſiſchen Regierung i ie letztere 
Eventualität wird für ſehr unwahrſcheinlich gehalten, da es der chine⸗ 


ſiſchen Regierung, die über die Unbotmäßigkeit und Zügelloſigkeit 
ihrer Küſten⸗ und Strandbewohner ſchon oft zu klagen Veranlaſſung 
hatte, nur daran Luz kann, daß dieſelben eine derbe Züchtigung er: 
balten und in ein abhängiges Verhältniß zurückgebracht werden. 


— Der älteſte Veteran unſerer parlamentariſchen Körperſchaften, 
ik 


enzin, iſt, der „V. 9 1 zufolge, von feiner Krankheit wieder 
De heilt Er hofft bekanntlich in der nächſten Legislatuxperiode mit 
einer ſtattlichen Schaar konſervativer Knappen in das Abgeordneten⸗ 


baus einzurücken. 


Lokales und Provinzielles. 


Ii Strzalkowo, 2. April. (S an Die Aus ſuh Land⸗ 
wirthſchaftliches. Fleiſ N au.) Die Ausfuhrfvon Spiritus 
aus Ruſſiſch⸗Polen war im verfloſſenen Monat März wieder jehr bes 
deutend, indem hier zur Abfertigung und Weiterbeförderung ungefähr 
1300 Faß ankamen. Dieſes Quantum beweiſt, daß in den Brenne⸗ 
reien dicht an der Grenze Tag und Nacht ununterbrochen an der Be⸗ 
reitung des Spiritus gearbeitet wird, um bis zum 13, April (1. April 
alten Stils), an welchem GM das beſchränkende Ausfuhrgebot in 
Kraft tritt, mit dem größten Theil der Kartoffeln aufzuräumen. — 
Durch die letzten naſſen Niederſchläge in der Zeit vom 19. bis 26. v. 
M., in Folge deſſen in hieſiger Gegend die niedrig gelegenen Felder 
von Neuem auf einige Zeit überfluthet wurden, haben die Winterſaaten 
ungemein gelitten und ſollten ſich dieſelben durch eine günſtigere Wit⸗ 
terung nicht erholen, ſo würde mancher Landwirth gezwungen ſein, 
einen Theil ſeiner Herbſtheſtellung umzuackern und Sommerung dar⸗ 
auf zu ſäen. — Am biefigen Orte iſt bis jetzt immer noch nicht die 
Fleiſchſchau eingeführt worden, obgleich ſich ſchon vor Monatsfrift, 
eine Perſon auf Grund einer Bekanntmachung des e ir 

o 


biefige Publikum empfindet dieſen Mangel ſehr lebhaft. er 
Bromberg. April. [Neuer Verein. Guts verkauf. 
Geſtern Abend tagte im d inski'ſchen Reſtaurationskeller am Neuen 
Markt eine aus ca. 20 Perſonen beſtehende e ang zum Zweck 
der Bildung eines Handwerkervereins. Nachdem Herr Bogs in einer 
längeren Rede die Nothwendigkeit ver Bildung eines ſolchen Vereins 
dargelegt und die Statuten des neuen Vereins vorgeleſen worden 
waren, erklärte ſich die Verſammlung für die Konſtituirung deſſelben 
und vollzog den Statutenentwurf durch Unterſchrift. — Das Ritter⸗ 
ut Miaſtowice bei Exin, welches vor 4 Wochen Herr Schlieper⸗ 
Been für 405,000 Mark gekauft, hat daſſelbe für den Preis von 
450,000 Mark an den Hauptmann Eckert hierſelbſt . 
r. Ztg. 


Aus dem Herichtsſaat. 


Berlin, 1. April. Ein Polizeibeamter traf einen Land⸗ 
mann bei einer Polizeikontravention und verwies ihm dieſelbe. Der 
Angeredete glaubte in ſeinem Recht zu ſein und vertheidigte ſich gegen 
den ertheilten Verweis, worauf er von dem Beamten die Antwort 
erhielt: „Wenn Sie noch lange „ſchnauzen“, werde ich Ihnen die 
„Bauernmucken“ austreiben.“ Dieſe Drohung verſuchte der Beamte 
auch wahr zu machen, indem er den Landmann denunzirte und He 
durch deſſen Beſtrafung e e e ee wee herbeiführte. 
Aber auch der Landmann rührte ſich, er ſtellte wegen der erwähnten 
Wade e eine Injurienklage an, die in erſter Inſtanz abgewieſen 
wurde, weil die gerügten Worte nicht geeignet wären, den ſittlichen 
Werth des Klägers herahzuſetzen und deshalb eine Beleidigung nicht 
enthielten. Der zweite Richter hat, nach der „Ger, Ztg.“ den Ver⸗ 
klagten jedoch zu einer geringen Geldbuße verurtheilt und feine Ent⸗ 
ſcheidung in 5 5 allgemein intereſſanter Weiſe begründet: Beide 
Ausdrücke, „& namen“ und „Bauernmucken“, — ſollten offenbar die 
Geringſchätzung des Verklagten Pran den Kläger darlegen, welcher nach 
Meinung des Erſteren ſeinen Mund nicht zum Reden wie andere 
Menſchen, ſondern zu dem thieriſchen Schnauzen gebrauchte und wel⸗ 
cher Bauernmucken zeigte, d. h. die Eigenſchaft der Widerſpenſtigkeit 
und des Ungehorſams, welche im gewöhnlichen Leben dem Bauex, als 
dem Menſchen von geringerer Bildung, in höherem Maße zugeſchrie⸗ 
ben wird, als den gebildeten Ständen. Hiermit aber iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich erwieſen, daß auch jeder Bauer dieſe Mucken haben und den 
Vorwurf, dieſelben zu beſitzen, als einen ihm gebührenden und daher 
eine Be 8 s ausſchließenden, beſtens akzeptiren müſſe. Wenn 
Verklagter als Polizeibeamter das Recht und die Pflicht hatte, jede 
Gecke Ausübn zu verweiſen, ſo mußte er andererſeits auch wiſſen, 
daß er bei Ausübung ſeines Amtes ſich der größten Höflichkeit gegen 
das Publikum zu befleißigen und ſich jeder Beleidigung auch dem 
Uebertreter des Geſetzes gegenüber ſtreng zu enthalten habe. Wenn 
der Polizeiheamte die Grenzen der Objektivität des Ausdrus auch bei 
einer geſetzlich begründeten Rüge überſchreitet, dann befindet er ſich 
nicht mehr in der Ausführung von Rechten und nicht in der Wahr⸗ 
nehmung WEEN Intereſſen. Ein ſolcher Beamter fteht daher 
nicht unter dem Schutz des § 193 des Strafgeſetzbuches. 


————— V —ßv—— 
Stanis- und Volkswirthſchaft. 


** Eiſenbahnbetriebs Reglement. Bekanntlich find vom Bun⸗ 
desrathe mehrfache . des Eiſenbahnbetriebs-Reglements 
eſtgeſtellt worden. Auf Antrag des Präſidenten des Reichs⸗Eiſenbahn⸗ 
mies hat der Bundesrath beſchloſſen, dieſe Aenderungen mit dem 
1. Juli d. J. ins Leben treten zu laſſen. 


r T EEE WETTER EEE 


Vermiſchtes. 


* Der berliner Hofbühne ſteht ſchon für die nächſte Woche 
ein großer künſtleriſcher Verluſt bevor. Die hochgefeierte Baller du 
Fräulein Adele Grangow, ſcheidet aus dem Verbande des Ballets. 
Außer in Taglioni's „Madeleine“ wird die Künſtlerin noch in einzel⸗ 
nen Szenen der Ballete (Gifela, Morgano 2c.) auftreten, in denen fie 
große Triumphe gefeiert hat. Als Erſatz SP in dieſen Tagen Fräu⸗ 
lein Bertha Linda ein, die noch von ihrem früheren Engagement bei 
dem Publikum in gutem Andenken ſteht. 


Direktor Dr. Hugo Müller wird nie wieder auftreten. We⸗ 
nigſtens erklärt er dies in der „Dresd. Preſſe“ in einem offenen Schrei⸗ 
ben und giebt als Grund dafür eine Kritik dieſes Blattes an, welche 
ihm den Vorwurf gemacht, daß er ſeine Rolle nicht gekonnt. Das 

chreiben iſt an Theodor Drobiſch gerichtet und lautet wörtlich: 
„Hochgeehrteſter Herr Doktor! Nach 25 Jahren der angeſtrengteſten 
und aufopferndſten Bühnenthätigkeit iſt mir zum erſten Mal der öf⸗ 

entliche Vorwurf gemacht worden, daß ich meine Rolle nicht gekonnt 

habe. Jedes meiner Mitglieder, ja überhaupt jeder deutſche Schau⸗ 
ſpieler, der mich e daß es keinen gewiſſenhafteren Menſchen 
im Lernen giebt als mich, daß ich mir nie ſouffliren laſſe und wegen 
meines ſicheren Gedächtniſſes eines gewiſſen Rufes genieße. Kein an⸗ 

erer Schauspieler hätte an jenem Abend in dem ſchwer kranken Zu⸗ 

ande, in dem ich mich befand und begreiflicherweiſe noch befinde, die 
Bühne betreten. Wenn man jeden Augenblick befürchtet, ohnmächtig 
zu werden, ſo iſt es leicht möglich, daß Gedanken und Worte nicht in 
dem Grade flüſſig bleiben, wie ſie es ſollten und müßten. Um das 


Publikum nicht wieder, wie in der 


men, unterließ ich es, mein Unwohlſein zu annonziren, da ich mir 
fagte, eine derartige Prämiſſe müſſe ſich bei einer etwaigen Beſpre⸗ 


Waiſe von Lowpod“, zu verſtim⸗ 
chung von ſelbſt ergeben. Die e Thatſache, der Oeffentlichkeit 
ohne jeden 5 Le zi zerſtört meine OSC 
Ehre für Immer und läßt das Bro j i 

mir ſitzen. Ich werde und kann mich Dem nicht zum zweiten Mal 
ausſetzen, und da ich ohnedies beim beſten Willen es ſeit einiger Zeit 
nicht mehr erreichen kann, Zufriedenheit ene EIER, fo ut es für 
das Ganze und für mich am beſten, daß ich meine Thätigkeit als Dar⸗ 
ſteller ganz aufgebe. Genehmigen Sie ꝛc. Dr. Hugo Müller.“ 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Waſner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Stettin, 3. April. Heute Mittag 12 Uhr lief der auf der Werft 
von Möller und Hollberg für die kaiſerliche Marine gebaute Offenſiv⸗ 
Torpedodampfer glücklich vom Stapel. Derſelbe hat bei der Taufe 
den Namen „Ulan“ erhalten. 

Frankfurt a. M., 3. April. Die Eiſenbahnſtrecke Mainz-Bingen 
iſt zwiſchen Heidesheim und Ingelheim durch einen Wolkenbruch be⸗ 
ſchädigt worden, die Reparaturen nehmen mehrere Tage in Anſpruch 
und findet daher vorläufig nur ein beſchränkter Dienſt für den Per⸗ 
fonen= und Lokalverkehr ſtatt. 

Nom, 3. April. Der Papſt hat heute ein Konſiſtorium abgehal⸗ 
ten, in welchem mehrere Biſchofsſitze beſetzt und die Jeſuitenpater 
Franzelin und Davanzo zu Kardinälen ernannt wurden. 

Neapel, 3. April. Ihre kgl. Hoheiten der Prinz und die Frau 
Prinzeſſin Karl von Preußen ſind hier eingetroffen und im Hotel de 
Louvre abgeſtiegen. 

Konſtantinopel, 3. April. Ein den Zeitungen zugeſtelltes offi⸗ 
zielles Communiqus erklärt, daß die Regierung in Folge „lokaler Ver⸗ 
hältniſſe zwingender Natur und in Folge der Entwerthung der Pro⸗ 
dukte des Landes“ die Zahlung des Aprilkupons der Anleihen von den 
Jahren 1869 und 1873 und der Eiſenbahn- Obligationen bis zum 1. 
Juli d. J. verſchoben habe. Die Regierung werde am 1. Juli d. J. 
den Aprilkupons mit 6prozent. Verzugszinſen ausbezahlen. 

Belgrad, 3. April. Nachdem die Aufnahme einer Anleihe im 
Auslande geſcheitert iſt, hat die Regierung unter Zuſtimmung des 
permanenten Ausſchuſſes der Skupſchtina nufkmehr beſchloſſen, ein 
freiwilliges Anleihen von 12 Millionen Franes im Lande aufzuneh⸗ 
men. Die Gemeinden ſollen aufgefordert werden, ſich an demſelben je 
nach ihrem Vermögen zu betheiligen. 


Verſailles, 4. April. Der Senat nahm die Aufhebung des Be⸗ 
lagerungszuſtandes an. Der Miniſterpräſident Dufaure und der Mi⸗ 


Berlin, 3. April. [Wochenbericht.] Zum Verkauf ſtan⸗ 
den: 3091 Rinder, 6739 Schweine, 1674 Kälber, 12,908 Hammel. Penn 
auch das Geſchäft in Rindvieh im großen Ganzen nur als ein flaues 
bezeichnet werden kann, ſo waren doch die Preiſe nicht niedriger als 
in den Vorwochen, da Dé den Export nach dem Rhein und Gugland 
beſonders gegen Schluß des Marktes ziemlich gekauft wurde. Die 

reife waren für I. Qual. 50 — 54 M., II. Qual. 45 M., III. 

vol, 29.32 M. pro 100 Pfd. Schlachtgewicht. Was den Schweine⸗ 
1 0 anbetrifft, ſo war derſelbe veranlaßt, theils durch den geringen 

okalbedarf, theils durch die geringe Ausfuhr, ein äußerſt gedrückter. 
Beſonders trat dies bei feiner ſchwerer Waare hervor, welche in Folge 
der geringen Beachtung nicht unweſentlich auriidhing wogegen ſoge⸗ 
nannte Hamburger Saugſchweine einen verhälknißmäßig guten 
Kurs errangen. Bezahlt wurde für J. Qual. 60 M., II. Qual. 58 —59 
M., III. Qual. 49—51 M. pro 100 Ae Schlachtgewicht. In Hammel 
war das Geſchäft durch die übergroße Zufuhr, welche mit dem Bedarf 
in keinem Verhältniß ſtand, ein Wag miſerables, ſo daß durchgängig 
Verkäufer nur mit Verluſt ihre Waare an den Mann bringen konn⸗ 
ten. Es blieben viel Ueberſtänder. Bezahlt wurde für J. Qual. 21 
bis 22. M., für II. Qual. 1718 M. pro 45 an Schlachtgewicht. 
Kälber waren auch heute bei ſehr langſamen Geſchäft nur zu ganz 
niedrigen Preiſen unterzubringen. 
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Telegraphiſche Vörſenberichte. 
Fonds : Eourfe, 


rankfurt a. M., 3. April, Nachmitt. 2 Uhr 30 Mi S 
De ga Bankaktien e 5 Kee 2 SH SE 
u 


rioxitäten abermals höher 
5 Bhurfe.] Lordoner bisch 204, 95. Pariſer Wechſel 81, 25. 
Wiener Wechſel 174,55. Böhmiſche Weſtbahn 1554. Eliſabethbahn 
3, E 195 e l Pee Lombardens) Bi Nord⸗ 
veſtbahn ; ilberrente 61. apierrente 57%. Ruſſ. Boden: 
kredit 87. Ruſſen 1872 Ae ne 1885 101. 18 1 


Ung. Schatzanw. alt 
Centr.⸗Pacific 91%. 
Nach Schluß 


) per medio reſp. per ultimo. 


Wien, 3. April. Börſe verkehrte günſtig. Kredit angenommen 
Am Schranken für Rente, e und Prioritälen dene Kaufluſt 
Judi clue bee, GC 205 Er 
Schlußkurſe.] Papierrente 67, 05. ilberrente 70, 10. 1854e 
Looſe 103, 25. Nationalbank 878, 00. Nordbahn 1792. Kreditaktien 
158, 80. Franzoſen 271, 50. Galizier 189, 00. Kaſch.⸗Odrb. 109, 50. 
ardubitzer —, —. Nordweſtb. 137, 50. Nordweſtb. Lit. B. —, —. 
ondon 116, 60. Hamburg 56, 75. Paris 46, 15. Frankfurt 
56, 7516. Amſterdam 96, 35. Böhm. Weſtbahn —, —. Kreditlooſe 
157, 00. 1860er Looſe 110, 00. Lomb. Eiſenb. 103, 00. 1864er Looſe 
131, 30. Unionbank 66, 50. Anglo⸗Auſtr. 72, 70. Napoleons 9, 30%. 
Dukaten 5, 47. Silbercoup. 101, 80. Eliſabethbahn 154, 50. Ung. 
Präml. 72, 00. D. Rchsbknt. 57, 22%, 
de an 0 Krebital 
achbörſe: Sehr günſtig. Kreditaktien 157, 75, Franzoſen 169, k 
Lombarden 102, 75, Galizier 188, 25, Anglo⸗Auſtr. 69, 60, Unionbanf 
69, 1 1 e Gi Aapoleund % 29 56. 
e endbörſe. Kreditaktien 158, 75, Franzoſen 271,00, lizi 
ei a 1 E Sg Unionbanf 66,00 15 SE 102, 
75, Ungarische Kredit 132, 75, Egypter 106, 50 exkl., Papi > 
00, u 9 21 Recht Gë Ce E DE 
en, 3. April. rivatverkehr. Kreditaktien 160, 60 
Franzoſen 273, 25, Galizier 189, 00, Anglo-Auftr. 73, 10, Unionbank 
68, 00, Lombarden 103, 50, Ungar. Kredit 136, 50, Egybter 108, 00 
1 2 67, 10, Napoleons 9, 30. Sehr günſtig, E 
itragekäufe namhaft höher. 
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randmal der Gewiſſenloſigkeit auf 


Platzdiskont 2% 3 
In die Bank floßen heute 52,000 Pfo 
iger. 8 Le 5 für fan de 8 Mee 
ruhiger. Liquidation für franzöſiſche Renten ſehr leicht. Report für 
tee u Rente 67.05 Anleihe de 1872 105,309, Sal ug 5 SC 
3proz. Rente 67, nleihe de 5, „Italieniſche 5pro, E 
Rente 71,45. do. Tabaksaktien 787,00, do. Tabaksobligationen 509.06: je: 
Türen d 586,25, Lombard. Eiſenb.⸗Akt. 225,00, do. Prioritäten 241,00 SE 
ürken de 1865 16,10, do. de 1869 91,00, Türkenlooſe 45,75. 25 
) Anleihe de 1872 pr. Ende ET, 105,424. Kredit mobilier 190. 
Spanier exetr. 16,68, do. inter. 15,43. Suezkanal⸗Aktien 738, Banque 
1 15, Société générale 542, Egyter 300. — Wechſel auf Lou⸗ 
o 25,24%. 
15 Parts; 31. Dr, Nachts. Auf dem Boulevard wurden heute 
en e 


15, Cie u 289 gehandelt. 
belebt. 


1 


Sehr P und belebt, Schluß 


. Sterl. 


5 ar Va 
LZ Sgr Ze 


105, 75, 
CH * 9 
de 1869 4 


Si 
Sueze 
Société generale SÉ 3 


25, 25%. Kc 

New⸗Nork, 30. März Abends 6 Uhr. (Schlußkurſe.] Höchſte 
Notirung des Goldagios 13%, niedrigſte 13%. Wechſel auf London 
in Gold 4 D. 87% C. Goldagio 13%. % Bonds per 1885 118%. 
do. Au fundirte 1186. ½ Bonds per 1887 121%. Erie⸗Bahn 
19%. entral Pacifick 107%. New Dort Centralbahn 113 — 
Waarenbericht. Baumwolle in New⸗York 13%, do. in New⸗ 
Orleans 13. Petroleum in New⸗Nork 15, do. in Philadelphia 14. 
eh D. 30 other Frühjahrsweizen 1 D — 
Mais (old mixed) 68 C. Zucker Har refiſting Muscovados) 7%. S 
Kaffee (Rio⸗) 17%. Schmalz (Marke Wilcor) 14% C. Spe E 
(ſhort clear) 13 0. Getreidefracht 74. r 
Produkten⸗Courſe. 2 

Danzig, 3. April. Getreide⸗Börſe. Wetter: ſchö ` 
warm. — Wind: En wee er: 


Weizen lofo heute recht genügend zugeführt, fard nur einen 
ſchweren Verkauf, und langſam ſind zu theke ee theils 
etwas nachgebenden Preiſen 370 Tonnen verkauft worden Bezahlt 

Kee | 


E 


wurde för Sommer 125 6pfd. 188 M. 131, 1312, 133 pfd. 194 5 


lafig 124, 125 pfd. 200, M., hellbunt 124 pfd. 204 M., 128 9 3 
907 200 M., weiß 130 pfd. 215, 216 M. per Tonne. Termine foſter, 5 
April⸗Mai 193 M. be u. Gd., Mai⸗Juni 203 M. Br., Juni⸗Julk 
208 M. bez., Br. u. Gd., September⸗Oktober 215 M. bez. Reguli⸗ 
e 5 Sé ae ene éi 
Roggen loko feſt, polnischer Zpfd. M., 126 pfd. 152 M, 
inländiſcher 122 3 pfd. 152 Gi er Tonne bez. Umſatz 5 Ton d 

k. Br., 142 M. Gd. Regulirunge ` 


reis NN E 50 d Gerſte l 
preis 1 .Gekündi onnen. — Gerſte loko große 116 7 
mit 160 M. per Tonne Diane, — Erbſen loko g7 Se e 196 9 
Go a 101 Wurd En 1 Riede 230 M. per Tonne. — 
Spiritus loko wurde zu unbekannt gebliebenem if ) 
gufirungspreis 43,25 M. S Keele we d 
Getreide-Beftände am 1. April 1876: Wei 
25,786 Tonnen, Roggen 3170 Tonnen, Gerſte 806 Tonnen, Hafer 
15 Tonnen, Erbſen 270 Tonnen, Raps und Rübſen 2022 Tonnen, 


* 


ln ZC Nachmittags 1 Uhr. Getreidemarkt. Weizen 2 
eft, bieliger lolo 22,00, fremder (te 23, 00, per Mai 20, 75, per Jult 
' 
31, 20, per Oktober 32,0. SE dd. 
Ste Berg, cb che 


ſtill, auf Termine ruhig. Roggen loko rubi au er a 
ſtill, Weizen per April⸗Mai 204 Br., 203 éi Za Bn ei x 
1000 Kilo 210 Br. 209 Gd. Rogen pr. April⸗Mai 149 Br., 17 
Gd., per Juni⸗Juli per 1000 Kilo 153 Br., 152 Gd., Hafer ru ig. E 
Gerſte flau. Rüböl matt, loko 62, per Mat 58%, per Oftober 
per 200 Pfd. 6175. S5 iritus feſt, per April 314, Mai⸗ 
Juni 35, per Juni Juli 35%, per 100 Liter 


100 pCt. 36. 
behauptet, Standard white loko We 


Auf 
kr: 


sbericht). Muth⸗ 


maßlicher Umſatz 8000 B. Ruhig. Tagesimport 19,000 B. 3 
15000 B. amerikaniſche, 4000 8 8 oſtindiſche. P davon 
Liverpool, 1. April, Varmittags. Baumwolle: 


ür Spekulation und Ex wel 08. "o 
far Dholle⸗ 

bod middl. Düollerah 44, 
new far 


Kl e 
Upland nicht unter low middling Mai⸗Juni⸗Lieferung 6% d 
Ä April, Nachmittags 4 Uhr 30 Minute Ge⸗ 
treidemarkt. (Schlußberichty) . Weizen behauptet. Noggen 
ſtetig. 1 ruhig. 15 g * 9 ` Ga Raff 95 
etroleummarkt (Schlußbericht). Raffinirtes, ß 
loko 51% bez. 31% Br., pr. SCH 31 bez., 31 Br, br. Bei Pr. 2 
Gr. St end. pr. September 31% Br., pr. September⸗ Dezember 33 
E nD. v 2 
Amſterdam, 3. April, Nachm. Getreidemarkt. Schlußberi 
Weizen loco unberändert, auf Texmine höher, pr. Nn 
auf Termine feſter, 


Roggen loco unverändert, pr. Mai 182, pr. 
Oktober 192. Raps pro April 367. Riüböl loco 36% R 
pr. Herbſt 36%. — Welter Trübe. , br. Mal 15 


80 1 3. April. Roheiſen. Mixed numbres warrants 
London, 3. April. Getreidemarkt. i en 
unverändert, angekommene Ladungen Wen, e Gees KP 
Prach pal eher beſſer. Andere Getreidenrten unverändert. — Wetter 
r oll. 
Bei der Wollauktion vom 1. c. waren Phili , 
Wl A GE eg Ess 3 55 EE Völkern SISCH 
ie Getreidezufuhren vom 25. bis zum 31. März b H 
Engl. Weizen 1681, fremder 13,073, engliſche Gere 89 Sa 
6463, engl. Malzgerſte 228816, fremde —, engl. Hafer 529, 
1 5 Fe Orts. Engl. Me hi 19,046 Sad, fremdes 409 Sack 
Faß. u 
Paris, 3. April, Nachm. Produftenberidt' (ußberit SE 
Weizen matt, pr. April 26, 50, pr. Mat 27, 2 585 Mer Alußbericht ` 
pr. Juli⸗Auguſt 28, 50. es ruhig, pr. April 58, 50, pr. Mai 59, 00, 
915 Mai⸗Juni 59, 50, pr. Juli⸗Auguſt 61, 75. Riböl matt, pr. 
at be SC 525 Mai 74, éi GC 00, pr. September⸗ 
Dezember 77, 25. Spiritus) behauptet, pr. ri Op ër: 
Zog 16, 2 x = pet, pr. April 45, 25, pr. Mai⸗ 
ewyork, 31. ärz. aumwollen⸗ Wochenbericht. 
Zufuhren in allen Unionshäfen 62,000 B., Ausfuhr \ i C 
28,000 B., nach dem Kontinent 28,000 B., Vorrath 62700 B weiß 
A 


jahr 163 M. nominell, Mai⸗Juni 162 M. nominell. — Ea: 


April⸗Mai do., Mai⸗Juni 21,50 — 21,45 bz. Juni⸗Juli 21.60 —21,50 bz., 3 
8 ohne Handel. — Mais ohne Handel. — Winterrübſen . d 


Juli⸗Auguſt Zë 2 bh, Sepf.⸗Ott. 2175 bl. (B. u. H.) Danke. — 

Breslau, 3. April. Amtlicher Broduktenhörien-Bericht.] — bez o loko pr. April⸗Mai 278 M. Br. Sept. Oktbr 280.3 

BE Ee . R 18 25 R eich . u. Br. — üböl geſchäftslos, pr. 1000 Kilo lokd ohne 8 

5 Weizen lolo per 1000 Rilogr. 183.223 nach Dual. gef, gelb Kleefaat, rothe, rubig, ordinär 49—52, mittel 55—58, fein 6164, | 63M Leg aer o 

per Dei Monat —, SE b. 00 Jo eg Da, RE EE Det pr. 10,000 Pier a 
18 i⸗Juli „Au , e : o ` Ie] loko obne E M. bez., Frühjahr 44,50 M. G., Mai⸗Juni 4 


202,50 ba, Juni⸗Juli 207—206 bf, Juli⸗Auguſt 210-209 b., Sept / N 
Okt. 211—210 bz. — Roggen loko per 1000 Kilogr. 154—167 nach ruhiger, gef. 1000 Ctr. am Sonnabend vor der Börſe in einem Falle 3 gi ` 
Qual. gef., ruſſ. 157. 160, polniſch 161—163, inland. 162.166 ab | 146 Da, ber April 14,0 A, April Mai do, Mai Juni 149,50 bs. G5 E WE "Mei 50.1 0 b br a 00 
Bahn bz., per dieſen Monat —, Frühjahr 155.153,50 bz. Mai⸗Juni Juni, Juſi 152,50 bz. Ju = uguft —, Sept.⸗Okt. 156,50 bz. Weizen — Angemeldet 2000 Ctr. Roggen. —A Nee SIE Spreis für Künd 
NV˙V˖ CC Wee e e EE fin gungen: Weien 203,5 M 195 148 M., Rüböl 62 M. Spirit 

bz., Sept.⸗Okt. 154,50 —153,50 bz. — Gerſte loko per 2 S RE WEEN e 8 SS ` 0 ? Ska: 
141—180 nach Qual. gef. — Hafer lolo per 1000 Sat, 150-185 fou Jagt 89 Etr, Iofo 61,50 B., per April und April⸗Mai 58 B., | 57510 E ot 1555 GR Derbe. 1250 ck bez., 1 
nach Sing, gef oft und weſtpr. 165.175, ruff. 16517, ſchwed. Drat-Sunt 59,50 D. Eent 050 B. — Optzituß feit, 48 ER 1 I TEN DE Läi: 
71 75 1 Weck 175—182 ab Bahn bz., per dieſen Monat —, 8 a 53 RR Na: Sa GE — — 

"ne 15 71183 — 130 E ` 12 H., Dia ep Dt: N 2 „Auf N 7 
Oe, E Tr War Sent VAN, e Pre e EE 

GE 178210 nach Qual., Futterwaare 165—170 nach Qual. Die Börſen⸗Kommiſſion. , Dat Stunde, | Zarometer 200° } a 
Leinöl loko per 100 Kilogr. ohne Faß 58 M. — Rüböl per 100 Stettin, 3. April. (Amtlicher Bericht.] Wetter: Trübe. D um. | unde.] über der Gë, Therm. Wind. | Wolkenform, 
Kilogr. loko ohne Faß 60 bz, per dieſen Monat 59,8 bi, April⸗Mai Therm. . 10 R. Baron. 28. 6. Wind: Oſt. «= 3. April Machm. 2 287 0“ 22 T INS 2 trübe, S 
ee een naln) ge 100 DO | 000 M. wagen Wäin Aerer D, MOT DC ee Gates a 28“ 0% 57 | E80 | 912 frübe se 

g 3 bz. etroleum (Standard Maite) Ott ilogr. „wei o I G., Juni⸗Juli 208 M. bez. Ce 33 korgs. 6] 28“ 1“ 36 + 67 NA bedeckt, St. 


Juni 205,50 —205— 205,50 M. bez. u. 
G., Juli⸗Auguſt 211 M. G., Sept.⸗Oktbr. 211—211,50 M. beß, — 
en feſt, pr. 1000 Kilo loko inländ. 155—159 M., Kill; 145 
k., Frühjahr 148 M. CN Mai⸗Juni 148—148,50 M. 


6 loko 30 bz., per dieſen Monat 26,4 bz., Sept.⸗ 


— 


Rog Ga 
Juni 45,8—45,6—45,7 bz., Juni⸗Juli 46,7—46,6—46,7 bz., Juli⸗Auguſt | bis 148 Y } Waſſerſtand der Warthe. 
br ou, 1 be, Juni⸗Juli 148,50 M. Br., 148 M. G., Juli⸗Auguſt 149 M. Br. 2. Apri 5 2.96 
25,75 24,25, Roggenmehl Nr. 0 23,75. 22,25, Nr. O u. 1 21,50 20 u. G., Sept. Oktor. 149,50 —150 M. bez. — Gerſte geſchäftslos. Voſen, am 2. April Mittags 2.96 Meter. 
per 100 Kilogr. Brutto inkl. Sad, per dieſen Monat 21,50 —21,40 bz. 1 — Hafer geſchäftslos, pr. 1000 Kilo loko 160—173 M., Früh⸗ KR 3 Lé e g 5 


Berlin, 3. April. Die geitrige Wiener Börſe hatte bei ſehr geſetzt, konnten ſich aber dem verflauenden Einfluſſe des inter-] lebt erſchienen Bergwerke, Courl dagegen Ce? Induſtriewerth 
günſtiger Tendenz recht bere Notirungen erreicht, in Folge deren nationaien Marktes nicht ganz entziehen. Beſondere Motive lagen | waren ohne Bewegung. Laurahütte feſt. Anlage⸗Papieree ware 
auch Bei heute eine weſentliche Beſſerung gegen Sonnabend erwartet für dieſe Bewegungen nicht vor. Die Bilanz der Kreditanſtalt wurde aut behauptet. aber trotz des Quaxtalswechſels ruhig. Fremde Fond 
worden war. Doch trat inſofern ſofort eine Täuſchung ein, als Wien überwiegend als ungünſtig lk, Der hieſige Eiſenbahn⸗Aktien⸗] und Renten feſt, öſterreichiſche höher, Looſe beliebt. Halle⸗Soran 

ü indener wurden bevorzugt und ſtellten Gubener Prioritäten beſſer. Türken und Izaliener feſt, aber wen 


die | markt lag recht jet ` Köln⸗Y 1 ) ? 
ſich über die Sonnabend⸗Notirung. Im Uebrigen blieb der Verkehr | belebt, Amerikaner und Ruſſen feſt. Wechſel ruhig, Geld mu 


„auf Politik“ verflaute. ie Inſurgenten ſollten Siege über 


Türken errungen haben und der Friede auf's Neue geſtört ſein. : d i 
Kreditaktien, welche im Vordergrunde des Te a SNE t3 gerne. Auch Bergiſche lagen trotz des bedeutenden Geldbedarfs Auch die zweite Stunde verlief in ſchwacher Haltung. Per Ultim 
eſt 


ſtanden uno Anfangs faſt allein umgeſetzt wurden, ſetzten etwa 39 e. Halle⸗Sorau⸗Gubener feſt, Rumänen matt. Andere Bahnen | notiren wir: Franzoſen 471—472 bis 472,50, Lombarden 176175, 
über den Schluß der Vorwoche ein, gaben aber ſchnell 2 M. nach,] wenig verändert, ſelbſt öſterreichiſche ſtill. Halle⸗Sorau⸗Gubener | Kredit⸗Aktien 272.726. 273,50, Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile 121, 
um zwiſchen 276 und 274 in mäßigen Umſätzen zu ſchwanken. Tom: Stamm⸗Prioritäten matt. Unter den Banken fanden Poſener land⸗ bis 12,50 —1,50, Laurahütte 59,60.—59,25. Weſtfäl. Drahtindu 

r ſtill. Auf lokalem | wirthſchaftliche, reußiſche Bodenkredit⸗ und Hypotheken⸗Aktienbank, | gewann 1, Courl 4, Maſſener 1, Phönix B. verlor 2, Arenberger! 


barden und Franzoſen lagen ziemlich feſt, aber ſe >: u ` 
Gebiet wurden Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile Anfangs ſchnell herauf⸗ | die e e und Geraer Bank einige Beachtung. Wenig bes ] — Der Schluß war wieder feſt. 


E, 


H 3 omm III. rz. 1005 100,50 b Centralbk. f. Bauten 4 22,90 B Phönix B.⸗A. Lit. B. 4 39,00 B Crefeld⸗K. Kempen fr. Oberſchleſiſche B. 3 
Fonds⸗ U. Aktien⸗Börſe. Pr BG. RE 99.90 bz Bac Ind. u. O. 4 68,25 bi © |Redenhütte 4 | 3,30 bh Gera Plauen 5. 9975 bz G 1 e 
Berlin, den 2 April 18786. ko unk. rückz. 110 5 103,30 bz G ent.⸗Genoffenſch.⸗B. fr. 95,50 bz Rhein.⸗Naſſ. Bergwerk 4 89,75 bz . — — 5 16,50 bz © do. D. 4 92 G 
Preußiſche Fonds und Geld-] do. do. 1005 101 bz G Chemnitzer Bank-V. 4 75,70 B Rhein.⸗Weſtfäl. Ind. 4 22,50 G nnover⸗Altenbek. 5 37,50 bz do. E. 31 86 B 
Courſe. Pr. C.⸗B⸗Pfdb.kd. 45 100,25 bz Coburger Credit⸗V. 4 | 67,00 bz G Stobwaſſer Lampen 4 56,75 G do. II. Serie 5 do. F. 45 100,90 bz 
Conſol. Anleihe 43,105, 10 bz do. unk rückz. 1105 106,50 bz G Cöln. W glerbank 4 | 74,60 G Union⸗Eiſenwerk 4 8,00 5z Leipz. Gaſchw.⸗Ms. 5 78,00 b do G. 44 99 B 
Staats⸗Anleihe 4 99,75 bz do. (1872 u. 74) 43 98,50 bz Danziger Bank fr. 59 B Unter den Linden 4 18,00 6 G [Märkiſch Poſen 5 64,50 bz G do. H. 4 101, bz 
Staats⸗Schldſch. 37 93,10 bz do. (1872 u. 73)/5 101,50 bz hier Ban 2 2 64 e ee N sl 187 ee Së a b3 G 5 v. 18 5 108150 D 
„ u. Nm. 3 do. 1874) 55 101,50 b Darmftädter Bank ß eſten uiſto 5 3 D D A8 R z o. v. } 
Ren. SE 42/101,50 bz Pr. Hyp-A-B 120 43/99 bz 6 do. Zettelbank 4 94,75 bz G Wohle Ber ei 4 | 29 50 12,50 6] Münſter⸗Enſchede 5 —,00 bz Oberſchleſ. v. 1874 : 
Berl. SCHLOE) 65 © | he... ba. 5 1100,20 bz G |Deffauer Geebitbant, d Ce Wohler Maſchnen 418,50 8 aa e bi ARE 3 Gel der 
do. do 357, 92,75 b chleſ. Bod.⸗Cred. 5 100 G o. Landesban H erlaufiger 5 | —,00 bz o. Coj.-Dbderb. 
Cöln. Stadt Anl. 4100,80 15 do. do. 44, 94,00 G Deutſche Bank 4 1560 o © Eiſenbahn⸗Stamm⸗Aetien. HOftpreuß Südbahn 5 88,0 b5 Ö do. d do. 5 
Aheinprovinz do. 45101, Stett. Nat.⸗Hyp 5 101/00 bz G do. Genoſſenſch. 4 93 G 94.256 Aachen⸗Maſtricht 4 23,75 b Rechte Oderufer-Bahn 5 109,25 vz G do. Niedſch. Zwgb. 
Schldv. d. B. Kfm. (5 100,50 bz do. do. 4 ‚00 bz G do. Je 5 er 15 B 1 4 113,70 1 Hain uche ` DH es da lt) 
deng EE Foni DT eee bo: OC Clan d Fel dae. 4 1080 H Sa ze 5187 Di do. do, ML 
do. 5 |108,90 un kg ag 188 f flo os: pen e t 778 0 Se, f 2800 d a Lë, ia E) 86 H, bs b. Dn, 
5 ` v do ov.⸗Discont ' Soit 42 ilſit⸗Inſterbur F o. itt. B. 
r 3 8 do do. 18856 | 99,50 G Geer auf 1.168 0... IE ent LR DR mar, Gere: 5 29,— 3 © | de: Litt. C. 
do. neue 35 85,25 bz . 102,10 bz do. Ereditbant 4 | 50,59 G ee ee BE Rechte-Opder-Ufer 
Be Neu- er Std⸗u 7 102,75 5 Gehe 8, Suter 86 c Da Falz pee Magie. 1 7100 n Eiſendahn a Séien: 5 
5 do.  meueld} do. Goldanl 6 102 bz ; 06,50 bz 1 Berlin⸗Stettin 4128,25 bz Obligationen. do. von 1851 960 
N. Brandbg. Cred. 4 95,40 Di New Jerſey 7 — 88 4 2 2 éi Bresl. Schw.⸗Freibg. 1480,90 bz a 91.25 b ba Aon 1 > 
- 2 ner, ‚ 8 ` 20 r i N £ ` 2 
g Oftpreubtfge 4 9550 G Deft, Pap.⸗Rente vu 58,30 bz Ger dëtt | 81,50 0 Coln⸗Minden 4 102.00 b3 Rene 11 8880 8 A ee LR 
8 do. 1102,10 58 , 1519850 | De: 1869, 71, 7a) 
| 348420 © EE do. Discontobant 4 | 72,00 8 575 55 > Berg⸗Mürkiſche 114} 99,50 G de, v. 1874 5 
0 Pommerſche ' do. Cr. 100 fl. 1858/1350 bz - 5 ann. Altenbeken 4 15,75 bz ma, 
e do. 4 | 95,10 b3 do. Set A. v. 1860 5 107,75 bz Ss äer SE © | Il Serie 4 D 1 d 8580 7 . Se ge 
Hi 102,40 b nee 0 o. Wechſelban 2 Sure, o. III. v. St. g 3 50 o. II. 2. 
S a neue 48510 d FV Magdeb, Privatbant 4 1106,50 p 0 Partie hold: t 800 h G] de. de. Lët 85,50 „ Schlew⸗Oolſtein 
75 a 9 4 95,50 G Ung, Sasel = 10 Zeie, 1 350 8 8 Ee 4 [937.00 ei do. do. Litt. O 31 77,00 bz B Thüringer 1 
` le 0. oth. Bankſ4 5 / do. : 97,09 2. 
Wr uch 840 San ES 4 ang Gaz) 0 s Ise ` CIE | De: Wl aal de ul 
de. A u. 6 de, do. 1115| 88 5 „De: Oypotbetenbt it 88 8 ` äert, March | 97,50 de: 95 % do. di 
Sëcher. ritterſch. b 85 0 Staileniſche Rente | TI © La age ee |Rordfaufen Erfurt 14 | 34,00 e ` leng Wé 103,— bz 0 Vi 
S „ 1 achen⸗Duüſſeldor I 
5 44101, 2 % de. de. cen 1101,25 Ba E Een 100,75 wg  |Pyerlöl-Litt. 8. 43200 8 pp Ap e WEE 
105,90 b E ie eſterr. Cre d at 0 ` o. 0 liſabeth. B 
. AR e g E Ort! H EE Cap Zich D | 80,00 53 @ | Ir Ste f 2100 6 Ge Kaba 1. 
1 S E eutſche Ban 83, 0 A , D o. 6 5 8 
e ER de Genie ens | 31,25 © Poſener Spritactien. 4 Send en 1060 B d'et 88,0 % de. de. de 
Kur- u. Neumärk. 4 | 97,90 bz G 55 ES 43 85 en > few ing Seen 9853 8 Nhe * E 4 1116,00 61 RR e 15 e Sé 44 E G Se do. 1V15 
97,25 b DR ` e o. Intern. Ban ; a o Nordb. Fr. W. 5 102,90 b mberg € 0 
oe e e ee n ee e Dën ee e Eë OTT (Sieg 
ee e en v OC ae ala] 00 © „„ i 70 5 
dy g b ` d R | - | Z N A o. 5 7.9 
e,, Jerkaën ` Wess DEA RE 
Schleſiſche ae do. Bod. Credit 5 86,70 bz ; eg do. Lit. C. v. St. gar. 43 99,75 b 1 \ ainz-Ludwigshafen 5 103,00 G 
LA 5 g do. . Spielh. 4 121,0 bz i do. Litt. BA 100,00 G K ` 
Sorvereigens 20,45 © e BR LEE Hm ek 5900 fn 0 o, ke GE Berlin gro ds 40 % Oelen grun eum 3 51025 & 
Aer „ 0 © do. 5. A. Stiegl. 5 | 82,75 bz kae want t 12269 d & e ee Belm ani 4. 9330 © [Deere W 8050 
. . do. 6 do. do. 5 | 97,90 b EN S mfterdam Rotterd. „bz 5 d d . R 50 bz 
Dollars do. Pol⸗Sch⸗ O. 4 | 87.90 bz e Auffig. Teplitz 4 109, WT l E do „ . Em. 96,50 pic 
3 do. Bankverein fr 25 G do do III. 5 103 25 b O 
d Smperiald ` do. do kleine 4 86.10 bz do. Credilbank 4 80,50 G Baltiſche 315690 b „ J Berl. Potsd. M. Ab 4 | 92,25 8 efterr. Nordweſtb. |5 | 76,50 but ` 
| | 20 % cen Tb. ek) 7 3 AC hel 
de. - o. do, 5 77,30 G It. Bankverein 4 82,00 G 1 d do. do. Da 96,20 8 , „Bahn 
be. ne ud Ke 15 8 ed Dereinsbant 4 | 87,0 © 8 e 1350 % 6 [ de. P H 92.25 65 8 Song, oh 800 9839 5 4 
Be de, ES 8 do. de v. 18696 EI, Bug? 4 1580 k Kue n 5 00 3 0 ß Te 
5 0. erz bn L gez : ` d aiſer Franz Joſe „10 bz y d g 8 d A. 
8 do. I Stücke GE * E ges 3 | 86 ba © Vereinsbank Quiſtorplfr.“ 6,90 bz Galiz. Karl Gei 82/40 bz "3 5 e Lt 11 5 A G 8 Pardubig, |5 | 76,80 bz 
d Dun, Noten H got 9 5 EECH Induſtrie⸗ Aetien Gotthard Bahn 6 48,50 6 Gf do. VI. ae * 925 ® 3 (Eomb.) 3 239,30 bz G 
e Deutſche Fonds d * 109 . | Brauerei Papenhofer A 10 0 G Kaſchau Oderber, 5 | 47,50 G — VII AR > „ der, 
S D o. fl. 1 M. Ludwigsh.-Berbach 4 178,50 bz H II. AH 97,25 bz © do do 18756 
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